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Umfrage

Vorschlag löst gemischte Gefühle in der Bevölkerung aus

Juri Schmid
Wolfhalden

«Gemeindefusionen sehe ich
definitiv als Chancen an. In
kleinerenGemeinden hört
man immerwieder Beschwer-
den über die zu kurzenÖff-
nungszeiten der Verwaltungen
oder es wird darüber geklagt,
keine Kandidaten für den
Gemeinderat zu finden.Mit
einer Fusionmüsstenweniger
Stellen besetzt werden, was
einfacher sein könnte.» (smb)

Hermann Frei
Teufen

«Das Beispiel vonGemeinde-
fusionen istmir ausGlarus
bekannt. Damag es vielleicht
funktionieren, hier würde ich
das aber nicht unterstützen. Es
kann doch nicht sein, dass
beispielsweise eine Seniorin,
die nichtmehr gut zu Fuss ist,
ins Kilometer entfernteNach-
bardorfmuss, nur wegen eines
kurzen Besuchs auf dem
Einwohneramt.» (smb)

Rina Liersch
Stein

«Die Identifikationmit der
eigenenGemeinde ist bei
mir – und bei vielenmeiner
Altersgenossen – nichtmehr
gross ausgeprägt. Klar sehe ich
mich als Einwohnerinmeiner
Gemeinde und bin froh, hier zu
leben. Trotzdemhätte ich
nichts gegen eineGemeindefu-
sion, für viele Ämtermüssen
wir ja ohnehin bereits nach
Herisau.» (smb)

TamaraWaldmann
Stein

«Sollte es zu einer Abstim-
mung kommen, werde ich
Nein stimmen. Ich kannmir
nicht vorstellen, dass sich
durch eine Fusion viel zum
Positiven verändernwürde.
Mir gefällt es, die Verwaltung
inGehweite zu haben, denn so
kann ich entspanntmit den
Kindern zumGemeindehaus
spazieren. Trotzdembleibe ich
offen für Veränderung.» (smb)

Andrea Tobler
Wolfhalden

«Ich habe bereits eine Fusion
miterlebt, inMarbach und
Rebstein. Dort scheint es
geklappt zu haben und ich
denke, auch imAppenzeller-
land sindGemeindefusionen
realistisch. Ich hätte nichts
dagegen. Ich denke auch, für
uns Bewohnerwürde sich im
Alltag nicht allzu viel verän-
dern. Ichwürde bei einer
Abstimmung Ja sagen.» (smb)

Zustimmung für radikale Reform
Die Anzahl Gemeinden auf vier reduzieren? Bei denAusserrhoder Parteipräsidenten kommt der Vorschlag der Regierung gut an.

David Scarano

«Elegant»,«mutig»:DiePartei-
präsidentenreagierenpositivauf
den Vorschlag der Regierung,
die Anzahl Gemeinden auf vier
zu reduzieren.Wie eine Umfra-
ge der «Appenzeller Zeitung»
zeigt,herrschtaberauchSkepsis
vor, ob das Stimmvolk die Re-
formgutheissenwird.

Die Regierung hatte Mitte
August denGegenvorschlag zur
Initiative Starke Ausserrhoder
Gemeinden präsentiert. Sie fa-
vorisiert die radikalste Lösung.
Die zweite Variante strebt eine
mittlere Reduktion an: Die An-
zahl soll auf 4 bis 16 reduziert
werden.Die dritte Lösung sieht
die Streichung der Gemeinde-
namen aus der Verfassung vor.

PU:Gemeindenwerden
entlastet

Arlette Schläpfer, Präsidentin
PU, stellt sich klar hinter den
Vier-Gemeinde-Vorschlag.«Ich
befürworte ihn ausdrücklich.
Der Vorschlag hat mich positiv
überrascht.» Es sei mutig vom
Regierungsrat, aufdie Initiative
so zu reagieren, sagtdieVorder-
länderin, die auchdasVorgehen
unterstützt.

Der Regierungsrat will die
Fusion von oben einleiten. Frü-
her hatte er gesagt, der Impuls
müsse von unten kommen. In-
novative und auch mal mutige
Gestaltungsideeneinzubringen,
sei ausdrücklich Aufgabe der
Regierung, so Schläpfer. Sie be-
grüsst es, dass die Gemeinden
von aufwendigen Fusionsver-
fahren entlastet werden sollen.
Sie gehtdavonaus, dassFinanz-
ausgleichundWahlsystemnoch
viel zu redengebenwerden.Und
wie schätzt sie die Chancen in
der Bevölkerung ein? «Sie ste-
hen gut»,meint sie. Vermutlich
seidieResonanzabernicht inal-
lenKantonsteilengleichpositiv.

FDP:Was istmit den
Steuerfüssen?

Positiv nimmt auch FDP-Präsi-
dentinMonikaBodenmannden
Vorschlag auf. Er sei mutig. Sie

hofft, dass er zu Diskussionen
anrege.AlsStärkebezeichnet sie
die Bündelung der Kräfte. Eine
Schwäche macht sie aus, wenn
es darum geht, die Steuerfüsse
zuharmonisieren.«DieseFrage
ist elementar. Im Vorschlag ist
sie noch zu wenig differenziert
beantwortet», sagt sie.Während
Schläpfer den radikalen Vor-
schlag favorisiert, hat sich Bo-
denmannnochnicht festgelegt.
Die Chance für die Grossfusio-
nen schätzt sie als gering ein.
«Aber vielleicht gibt er den An-
stoss für andere, mutigere Lö-
sungenalsdenStatusquo», sagt
Bodenmann.

EVP:Nicht alleProbleme
werdengelöst

Differenziert äussert sich auch
Mathias Steinhauer, Präsident
der EVP AR. Er favorisiert die
Reduktion auf vier Gemeinden.
VondendreiLösungensei siedie
einzig richtige. «Der Vorschlag
verfolgt einen Ansatz, dass sich
alle ausser Herisau bewegen
müssen», sagt er.
Die vier Gemein-
denhätteneinege-
nügende Grösse,
um längerfristig
handlungsfähig zubleiben.Die-
se Variante löst seinerMeinung
nach aber gewisse Probleme
nicht. «Eswird auch in Zukunft
einen namhaften Finanzaus-
gleichbrauchen,dervomMittel-
landunddemKantonschwerge-
wichtig ins Hinterland und zu
einemkleinerenTeil insVorder-
land und nach Herisau fliesst»,
sagt er. Den Anstoss von oben
bewertet er als positiv, weil die
Regierung erkannt habe, dass
dieHerausforderungen langfris-
tig nur auf dieseWeise zu lösen
seien.«DieSachemitder Initia-
tive von unten führt zu einem
Flickenteppich.» Allerdings
macht es sichdieRegierungaus
Sicht Steinhauers etwaseinfach.
Sie habe etwas liefern müssen
undbiete eineAuswahlsendung
an,«beider schlussendlichdoch
von unten entschieden wird –
und dann ist die Regierung fein
raus», sagt der EVP-Politiker.

Ob das Volk den Umbruch der
Gemeindestrukturen mitträgt,
hängt seiner Meinung nach da-
von ab, ob die Regierung einen
Realisierungsprozess aufzeigen
könnte.Dashabesiebislangver-
passt. «Es wird vermutlich vie-
lerorts die Meinung vorherr-
schen: Jetzt kommt der Kanton
und nimmt uns die Autonomie
wegundmachtunserDorfleben
kaputt.»

SVP:KeinDiktat
vonoben

Von einem «überaus mutigen
Schritt» spricht Anick Volger,
Präsident der SVP AR. Der Vor-
schlagorientiere sichandenhis-
torischen Begebenheiten, also
an den früheren Bezirken. Die
damitentstehendenGemeinde-
grössen seien noch überschau-
bar, hätten aber trotzdem eine
gesunde Grösse. Der Anstoss
von oben dürfte in der Bevölke-
rung zu reden geben. Volger
sagt, dass auch die SVP heute
noch der Meinung sei, dass sol-

cheSchrittevonder
Basis kommen
müssten. «Es ist
abereineTatsache,
dass in den letzten

Jahren viel darüber gesprochen
wurde,passiert ist abernichtan-
satzweise etwas Konkretes.»
Entscheidenwerde aber die Be-
völkerung. «Somit sehen wir
nicht, dass es von oben diktiert
wird», hält der Parteipräsident
fest, der sich für die radikaleVa-
riante ausspricht. Entscheidend
sei, dass der Dorfcharakter er-
halten bleibe. Die Grenze der
politischen Gemeinde sei hin-
gegensekundär.Volgerzeigt sich
skeptisch, ob die Vorlage eine
Mehrheit findet.«Wahrschein-
lich wird es entscheidend sein,
den Unterschied zwischen poli-
tischerGemeindeunddemDorf
als Lebens- und Wohnort her-
vorzuheben.»

SP: Proporz
ohneKnorz

SP-Präsident Jens Weber be-
tont, dass zwar alle Varianten
vertieft diskutiertwerdenmüss-

ten. Den radikalen Vorschlag,
den er aktuell auch selber favo-
risiert, nennt er aber «extrem
elegant».Dies,weil unter ande-
rem alle Gemeinden gleichbe-
handelt werden und aufeinan-
der zugehenmüssten. «Allewä-
ren dann am Fusionieren, es
wäre einAppenzellischesErleb-
nis, ein echtes Generationen-
projekt», sagt Weber. Positiv
hebt er die Rolle der Regierung
hervor. Als Treiber der Idee
habe sie kantonale Interessen,
inBezug auf dieGemeinden sei
sie aber ein neutraler Akteur.
Von einer eleganten Lösung
spricht er auch,weil so ein«Pro-
porz ohne Knorz» möglich sei,
mit einemStreichwäredieser in
den Grundzügen klar geregelt.
Laut Weber bietet die Fusion
auch die Möglichkeit, den kan-
tonalen Finanzausgleich auf-
grundvonneuenParametern zu
entwickeln. Die Kritik, dass die
Fusionen von oben verordnet
werden, teilt er ebenfalls nicht.
Entscheiden werde ja das
Stimmvolk. Und die Chancen?
«Aufgrund der ‹Eleganz› des
Vorschlages sehe ich durchaus
Chancen, dass dieserVorschlag
nicht als radikal, sondern als ra-
tional wahrgenommen wird»,
sagtWeber.

CVP:Sinnvoller Impuls
vonoben

Zurückhaltender äussert sich
CVP-Präsidentin Claudia
Frischknecht. Sie sei in einem
ersten Schritt dafür, die Ge-
meindenamen aus der Verfas-
sungzu streichen.«EineReduk-
tion auf vier Gemeindenwürde
jedoch sicher zueinerprofessio-
nelleren und effizienteren Auf-
gabenerfüllung führen», sagt
sie. Die Fusionen von oben ein-
zuleiten, findet sie sinnvoll. Die
Gemeinden würden von auf-
wendigenFusionsverfahrenent-
lastet. Eine favorisierte Lösung
hat sie nochnicht. Sie sehe aber
beimradikalenVorschlagChan-
cen fürdieweitereEntwicklung
desKantons. Frischknecht rech-
net aber mit grossem Wider-
stand aus der Bevölkerung.

Emilie Inauen
Teufen

«Ich begrüsse die Idee der
Gemeindefusionen nicht. Die
Vorteile, die kleinereGemein-
den davon hätten, sind für
mich nicht deutlich zu erken-
nen. Ich fürchte umdie Zu-
kunft der lokalen Läden und
auch die der Ämter.Man sieht
es ja hier bereits: Alle kaufen
bei derMigros ein und die
kleinen Lebensmittelläden
erleiden Existenznot.» (smb)

Blick auf Teufen: Die Regierung favorisiert die Lösung, die eine Re-
duktion der Anzahl Gemeinden von heute 20 auf 4 vorsieht. Bild: APZ
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